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Satzung 
 

über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Gem einde Bedburg-Hau 
vom 28.05.2010 

 
geändert durch Satzung vom 21.05.2012, 08.07.2015 und 08.12.2016 

 
 
Aufgrund § 4 des Bestattungsgesetzes Nordrhein-Westfalen (BestG NRW) und § 7 Abs. 2 
i.V.m. § 41 Abs. 1 S. 2 Buchst. f der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV NRW. S. 380) hat der Rat der Gemeinde Be-
dburg-Hau in seiner Sitzung am 27.05.2010 folgende Satzung beschlossen: 
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I. Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Geltungsbereich 

Diese Friedhofssatzung gilt für folgende im Gebiet der Gemeinde Bedburg-Hau gelegenen 
und von ihr verwalteten Friedhöfe: 

 Friedhof St. Antonius Hau 

 Friedhof St. Markus Bedburg 

 Friedhof St. Martinus Qualburg 

 Friedhof St. Peter Huisberden 

 Friedhof St. Stephanus Hasselt 

 Friedhof St. Vincentius Till 

 Friedhof der evangelischen Kirchengemeinde Moyland 

 Gemeindefriedhof Hau 

 Gemeindefriedhof Louisendorf 

 

§ 2 

Friedhofszweck 

(1) Die Friedhöfe sind nichtrechtsfähige Anstalten der Gemeinde Bedburg-Hau. 

(2) Die Friedhöfe dienen der Bestattung aller Personen, die bei ihrem Ableben Einwohner 
der Gemeinde Bedburg-Hau waren, Angehörige der betreffenden Pfarrgemeinden waren 
oder ein Recht auf Beisetzung in einer bestimmten Grabstätte besaßen. Die Bestattung 
anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 
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(3) Die Friedhöfe erfüllen aufgrund ihrer gärtnerischen Gestaltung auch allgemeine Grünflä-
chenfunktionen und bedeuten im weitesten Sinne auch ökologische Nischen. Jeder hat 
das Recht, die Friedhöfe als Orte der Ruhe und Besinnung zum Zwecke einer der Würde 
des Ortes entsprechenden Erholung aufzusuchen. 

 

§ 3 

Schließung und Entwidmung 

(1) Friedhöfe, Friedhofsteile und einzelne Grabstätten können aus wichtigem öffentlichem 
Interesse geschlossen oder entwidmet werden. Durch Schließung wird die Möglichkeit 
weiterer Beisetzungen ausgeschlossen; durch die Entwidmung verliert der Friedhof sei-
ne Eigenschaft als öffentliche Bestattungseinrichtung. Besteht die Absicht der Schlie-
ßung, so werden keine Nutzungsrechte mehr erteilt oder wiedererteilt. 

(2) Die Absicht der Schließung, die Schließung selbst und die Entwidmung sind jeweils öf-
fentlich bekannt zu machen. 

(3) Die Gemeinde kann die Schließung verfügen, wenn keine Rechte auf Bestattung entge-
genstehen. 

(4) Die Gemeinde kann die Entwidmung verfügen, wenn alle Nutzungsrechte und Ruhefris-
ten abgelaufen sind. 

(5) Soweit zur Schließung oder Entwidmung Nutzungsrechte aufgehoben oder im Einver-
nehmen mit den Berechtigten abgelöst werden sollen, sind unter ersatzweiser Einräu-
mung entsprechender Rechte auch Umbettungen ohne Kosten für den Nutzungsberech-
tigten möglich. 

 

§ 4 

Verwaltung und Beaufsichtigung 

Die Verwaltung und Beaufsichtigung der Friedhöfe obliegt der Friedhofsverwaltung der Ge-
meinde Bedburg-Hau. 

 

II. Ordnungsvorschriften 

§ 5 

Öffnungszeiten 

(1) Die Friedhöfe sind während der festgesetzten Zeiten für den Besuch geöffnet: 

 Sommerhalbjahr (März bis Oktober) von 7.00 bis 20.00 Uhr 
 Winterhalbjahr (November bis Februar) von 8.00 bis Einbruch der Dunkelheit 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann aus besonderem Anlass das Betreten eines Friedhofes 
oder einzelner Friedhofsteile vorübergehend untersagen. 

 

§ 6 

Verhalten auf dem Friedhof 

(1) Jeder hat sich auf den Friedhöfen der Würde des Ortes und der Achtung der Persön-
lichkeitsrechte der Angehörigen und Besuchern entsprechend zu verhalten. Die Anord-
nungen des Friedhofspersonals sind zu befolgen. 

(2) Kinder unter 12 Jahren dürfen die Friedhöfe nur in Begleitung Erwachsener betreten. 
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(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet, 

 a) die Wege mit Fahrzeugen aller Art zu befahren, ausgenommen Kinderwagen und 
Rollstühle, sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zuge-
lassenen Gewerbetreibenden, 

 b) der Verkauf von Waren aller Art, insbesondere Kränze und Blumen, sowie das Anbie-
ten von Dienstleistungen, 

 c) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe einer Bestattung störende Arbeiten auszu-
führen, 

 d) die Erstellung und Verwertung von Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen, außer zu 
privaten Zwecken, 

 e) Druckschriften zu verteilen, ausgenommen Drucksachen, die im Rahmen der Bestat-
tungsfeier notwendig und üblich sind, 

f) Abraum und Abfälle außerhalb der dafür bestimmten Stellen abzulagern, 

g) friedhofsfremde Abfälle zu entsorgen, 

h) den Friedhof und seine Einrichtungen und Anlagen zu verunreinigen oder zu beschä-
digen, Einfriedungen und Hecken zu übersteigen und Rasenflächen (soweit sie nicht 
als Wege dienen), Grabstätten und Grabeinfassungen zu betreten, 

i) zu lärmen und zu spielen, zu essen und zu trinken, sowie zu lagern, 

j) Tiere mitzubringen, ausgenommen Blindenführhunde. 

(4) Die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des 
Friedhofes und der Ordnung auf ihm vereinbar sind. 

(5) Totengedenkfeiern und andere nicht mit einer Bestattung zusammenhängende Veran-
staltungen bedürfen der Zustimmung der Friedhofsverwaltung; sie sind spätestens 4 
Tage vorher anzumelden. 

(6) Die Benutzung der Friedhofswege bei Eis, Schnee und Glätte erfolgt auf eigene Gefahr. 

§ 7 

Gewerbetreibende 

(1) Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter und sonstige Gewerbetreibende bedürfen für 
Tätigkeiten auf den Friedhöfen der vorherigen Zulassung durch die Gemeinde, die 
gleichzeitig den Umfang der Tätigkeiten festlegt. 

(2)  Zuzulassen sind Gewerbetreibende, die 

a) in fachlicher, betrieblicher und persönlicher Hinsicht zuverlässig sind, 

b) selbst oder deren fachliche Vertreter die Meisterprüfung abgelegt haben oder in 
die Handwerksrolle eingetragen sind oder über eine gleichwertige Qualifikation 
verfügen und 

c) eine entsprechende Berufshaftpflichtversicherung nachweisen können.  

(3) Die Gewerbetreibenden und ihre Bediensteten haben die Friedhofssatzung und die dazu 
ergangenen Regelungen zu beachten. Die Gewerbetreibenden haften für alle Schäden, 
die sie oder ihre Bediensteten im Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit auf den Friedhöfen 
schuldhaft verursachen. 

(4) Gewerbliche Arbeiten auf den Friedhöfen dürfen nur werktags innerhalb der Öffnungs-
zeiten ausgeführt werden. Die Arbeiten sind eine halbe Stunde vor Ablauf der Öffnungs-
zeit des Friedhofes, spätestens um 19.00 Uhr, an Samstagen spätestens um 13.00 Uhr, 
zu beenden. Die Friedhofsverwaltung kann Verlängerungen der Arbeitszeiten zulassen. 
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(5) Die Friedhofsverwaltung kann Gewerbetreibenden, die gegen die Vorschriften der 
Friedhofssatzung verstoßen, oder bei denen die Voraussetzungen des Abs. 1 und 2 
ganz oder teilweise nicht mehr gegeben sind, auf Zeit oder Dauer durch schriftlichen 
Bescheid die gewerbliche Betätigung auf den Friedhöfen untersagen. 

 

III. Bestattungsvorschriften 

§ 8 

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 

(1) Jede Bestattung ist unverzüglich nach Beurkundung des Sterbefalles bei der Friedhofs-
verwaltung anzumelden. Der Anmeldung sind die erforderlichen Unterlagen beizufügen. 

(2) Wird eine Bestattung in einer vorher erworbenen Wahlgrabstätte/Urnenwahlgrabstätte 
beantragt, ist das Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(3) Soll eine Aschenbestattung erfolgen, so ist eine Bescheinigung über die Einäscherung 
vorzulegen. 

(4) Die Friedhofsverwaltung setzt Ort und Zeit der Bestattung fest. Diese Festsetzung wird 
im Einvernehmen mit dem zuständigen Pfarrer getroffen. Die Bestattungen erfolgen re-
gelmäßig an Werktagen. In besonderen Fällen kann die Friedhofsverwaltung Bestattun-
gen an Samstagen oder Feiertagen zulassen. 

(4a) Die Bestattung kann frühestens nach vierundzwanzig Stunden erfolgen. Die örtliche 
Ordnungsbehörde kann eine frühere Bestattung aus gesundheitlichen Gründen anord-
nen oder auf Antrag von Hinterbliebenen genehmigen, wenn durch ein besonderes, 
aufgrund eigener Wahrnehmung ausgestelltes Zeugnis einer Ärztin oder eines Arztes, 
die nicht die Leichenschau durchgeführt haben, bescheinigt ist, dass die Leiche die si-
cheren Merkmale des Todes aufweist oder die Verwesung ungewöhnlich fortgeschritten 
und jede Möglichkeit des Scheintodes ausgeschlossen ist. 

(5) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen innerhalb von 10 Tagen nach Eintritt des 
Todes erfolgen. Aschen müssen spätestens 6 Wochen nach der Einäscherung beige-
setzt werden. Auf Antrag hinterbliebener Personen oder deren Beauftragter können die-
se Fristen von der Ordnungsbehörde verlängert werden. 

(6) Die fristgerechte Beisetzung der Totenasche ist innerhalb von 6 Wochen nach Kremato-
rium durch Bescheinigung des Friedhofsträgers nachzuweisen. Dieser stellt hierfür dem 
Hinterbliebenen eine solche Bescheinigung aus. 

 

§ 9 

Särge und Urnen 

(1) Grundsätzlich sind Beisetzungen in Särgen und Urnen vorzunehmen. Ausnahmsweise 
kann der Friedhofsträger auf Antrag die Beisetzung ohne Sarg oder Urne gestatten. 

(2) Behältnisse zur Beisetzung von Aschen und zur Bestattung von Toten (Särge, Urnen 
und Überurnen), deren Ausstattung und Beigaben sowie Totenbekleidung müssen so 
beschaffen sein, dass die chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit 
des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig verändert wird und ihre Verrottung 
und die Verwesung der Leichen innerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Maßnahmen, 
bei denen den Toten Stoffe zugeführt werden, die die Verwesung verhindern oder ver-
zögern, bedürfen der Genehmigung des Friedhofsträgers. 

 Die Särge müssen festgefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsickern von 
Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. 
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(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit 
sein. Sind in Ausnahmefällen größere Särge erforderlich, ist die Zustimmung der Fried-
hofsverwaltung bei der Anmeldung der Bestattung einzuholen. 

 

§ 10 

Ausheben der Gräber 

(1) Die Gräber werden von der Friedhofsverwaltung ausgehoben und wieder verfüllt. 

(2) Die Tiefe der einzelnen Gräber beträgt von der Erdoberfläche (ohne Hügel) bis zur 
Oberkante des Sarges mindestens 0,90 m, bis zur Oberkante der Urne mindestens 0,50 
m. 

(3) Die Gräber für Erdbestattungen müssen voneinander durch mindestens 0,30 m starke 
Erdwände getrennt sein. 

(4) Soll eine Bestattung in einer bereits vorhandenen Grabstätte erfolgen, ist der Nutzungs-
berechtigte verpflichtet, rechtzeitig vor Beginn der Grabherstellung selbst und auf eige-
ne Kosten dafür zu sorgen,  

 a) dass vorhandene Bepflanzung entsprechend entfernt und bei Bedarf eingelagert 
wird. Den notwendigen Umfang der Entfernung legt die Friedhofsverwaltung in Ab-
sprache mit dem Nutzungsberechtigten oder dessen Beauftragten fest.  

 b) dass zusätzlich bei Erdbestattungen das vorhandene Grabmal und sonstige bauliche 
Anlagen, welche den Grabaushub behindern, entfernt und eingelagert werden, um 
eine Gefährdung des beim Grabaushub beschäftigten Personals zu vermeiden. 
Kommt der Nutzungsberechtigte dieser Pflicht nicht nach und müssen zur 

  Grabherstellung Bepflanzung, Grabmale, Fundamente, Grabumrandungen, Grabplat-
ten oder Grabzubehör durch die Friedhofsverwaltung entfernt werden, so ist der Nut-
zungsberechtigte verpflichtet, die hierdurch entstehenden Kosten zu erstatten. 

 

§ 11 

Ruhezeit 

(1) Die Ruhezeiten betragen bei Verstorbenen über 5 Jahre und Urnen 25 Jahre, bei Ver-
storbenen bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 15 Jahre. 

(2) In begründeten Einzelfällen kann die Friedhofsverwaltung nach Anhörung des Gesund-
heitsamtes die Ruhezeit verkürzen. 

 Sollten durch die Beteiligung des Gesundheitsamtes Mehrkosten entstehen, gehen die-
se zu Lasten des Antragstellers.  

 

§ 12 

Umbettungen 

(1) Die Ruhe der Toten darf grundsätzlich nicht gestört werden. 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzli-
chen Vorschriften, der vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. Die Zustim-
mung kann nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt werden; bei Umbettungen 
innerhalb der Gemeinde im ersten Jahr der Ruhezeit nur bei Vorliegen eines dringenden 
öffentlichen Interesses. Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Rei-
hengrabstätte sind innerhalb der Gemeinde nicht zulässig.  
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(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- und Aschenreste können nur mit 
vorheriger Zustimmung der Friedhofsverwaltung in belegte Grabstätten umgebettet 
werden. 

(4) Alle Umbettungen erfolgen nur auf Antrag. Antragsberechtigt ist bei Umbettungen aus 
Reihengrabstätten der verfügungsberechtigte Angehörige des Verstorbenen, bei Umbet-
tungen aus Wahlgrabstätten der jeweilige Nutzungsberechtigte. Auf Verlangen ist das 
Nutzungsrecht nachzuweisen. 

(5) Alle Umbettungen werden von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt den 
Zeitpunkt der Umbettung. 

(6) Die Kosten der Umbettung und den Ersatz von Schäden, die an benachbarten Grabstät-
ten und Anlagen durch eine Umbettung entstehen, hat der Antragsteller zu tragen. 

(7) Der Ablauf der Ruhezeit und der Nutzungszeit wird durch eine Umbettung nicht unter-
brochen oder gehemmt. 

(8) Leichen und Aschen dürfen zu anderen als zu Umbettungszwecken nur aufgrund be-
hördlicher oder richterlicher Anordnung ausgegraben werden. 

 

IV. Grabstätten 

§ 13 

Arten der Grabstätten 

(1) Die Grabstätten bleiben im Besitz des Friedhofseigentümers. An ihnen können Rechte 
nur nach dieser Satzung erworben werden. 

(2) Die Grabstätten werden unterschieden in 

a) Reihengrabstätten für Erdbestattungen 

b) Rasenreihengrabstätten für Erdbestattungen 

c) Reihengrabstätten für anonyme Erdbestattungen 

d) Wahlgrabstätten für Erdbestattungen 

e) Wahlgrabstätten in besonderer Lage für Erdbestattungen 

f) Reihengrabstätten für Urnenbeisetzungen 

g) Rasenreihengrabstätten für Urnenbeisetzungen 

h) Reihengrabstätten für anonyme Urnenbeisetzungen 

i) Urnengemeinschaftsgrabstätten mit Grabpflege 

j) Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen 

k) Ehrengrabstätten 

l) Aschestreufeld 

(3) Die Gemeinde Bedburg-Hau bestimmt, auf welchen Friedhöfen die in Absatz 2 genann-
ten Grabstätten eingerichtet werden. 

(4) Es besteht kein Anspruch auf Erwerb des Nutzungsrechtes an einer der Lage nach be-
stimmten Grabstätte oder auf Unveränderlichkeit der Umgebung.  

 
§ 14 

Reihengrabstätten 
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(1) Reihengrabstätten sind Grabstätten, die der Reihe nach belegt und im Todesfall für die 
Dauer der Ruhezeit des zu Bestattenden zugeteilt werden. Ein Wiedererwerb des Nut-
zungsrechtes an der Reihengrabstätte ist nicht möglich. 

(2) Es werden eingerichtet: 

a) Reihengrabfelder für verstorbene Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

b) Reihengrabfelder für Verstorbene ab vollendetem 5. Lebensjahr 

c) Rasenreihengrabfelder für Erdbestattungen 

d) anonyme Reihengrabfelder für Erdbestattungen 

e) Reihenurnengrabfelder 

f) Rasenreihenurnengräber 

g) anonyme Reihenurnengrabfelder 

h) Urnengemeinschaftsgräber mit Grabpflege 

(3) In jeder Reihengrabstätte nach Absatz 2 b, c und d darf nur eine Erdbestattung erfol-
gen. Es ist jedoch zulässig, in solch einer Reihengrabstelle die Leichen eines Kindes un-
ter einem Jahr und eines Familienangehörigen oder die Leichen von gleichzeitig ver-
storbenen Geschwistern unter 5 Jahren zu bestatten. 

(4) In jedes Reihenurnengrab nach Absatz 2 e, f, g und h darf nur eine Urne beigesetzt 
werden. 

(5) Es werden Gräber mit folgenden Maßen eingerichtet: 

 Gräber für Kinder bis zu 5 Jahren: Länge bis 1,20 m, Breite 0,60 m 

 Gräber für Verstorbene über 5 Jahren: Länge 2,40 m, Breite 1,10 m 

 Urnengräber  Länge 1,00 m, Breite 1,00 m 

 Abweichungen sind nach den jeweiligen örtlichen Verhältnissen auf den Friedhöfen zu-
lässig. 

(6) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte einen Mo-
nat vorher schriftlich bzw. drei Monate vorher durch ein Hinweisschild auf dem betref-
fenden Grab hingewiesen. 

 

§ 14 a 

Urnengemeinschaftsgrabstätten mit Grabpflege 

(1) Eine Urnengemeinschaftsgrabstätte besteht aus einer festgesetzten Anzahl von Urnen-
gemeinschaftsgräbern. Die Urnengemeinschaftsgräber werden in Form von Reihengrä-
bern zur Verfügung gestellt. Eine Verlängerung der Ruhezeit ist nicht möglich. 

(2) Der Beisetzungsplatz innerhalb der Urnengemeinschaftsgrabstätte wird von der Ge-
meinde festgelegt. 

(3) Die Beisetzung in eine Urnengemeinschaftsgrabstätte ist nur in Kombination mit dem 
Abschluss eines Dauerpflegevertrages über die Dauer der Ruhezeit bei der Rheinischen 
Treuhandstelle für Dauergrabpflege GmbH, Köln, möglich. Die Abrechnung der Leistun-
gen aus diesem Dauergrabpflegevertrag erfolgt direkt zwischen den Vertragsparteien. 

(4) Die Friedhofsgärtnerei garantiert für die gesamte Vertragslaufzeit die Dauergrabpflege 
der Grabstätte. Die Rheinische Treuhandstelle für Dauergrabpflege GmbH überwacht 
die Leistungserbringung. 
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(5) Der Steinmetz wird nach jeder Beisetzung in einer vorgegebenen, einheitlichen Schrift-
art den Vor- und Zunamen sowie das Geburts- und Sterbejahr der/des Verstorbenen an 
die auf der Grabstätte integrierte Gemeinschaftsstele einarbeiten. Der Anspruch auf die 
Einarbeitung besteht für die Ruhezeit. 

(6) Soweit in § 14 a nichts ausdrücklich geregelt ist, gelten die übrigen Bestimmungen die-
ser Satzung. 

 

§ 15 

Wahlgrabstätten 

(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten für Bestattungen, an denen auf Antrag ein Nutzungs-
recht für die Dauer von 30 Jahren (Nutzungszeit) verliehen und deren Lage im Beneh-
men mit dem Erwerber bestimmt wird. Ein Rechtsanspruch auf Zuteilung bestimmter 
Grabstellen besteht nicht. Der Friedhofsverwaltung bleibt es unbenommen, einzelne 
Grabstellen von der Belegung freizuhalten. 

(2) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten kann auf Antrag wieder erworben oder verlän-
gert werden. Wiedererwerb bzw. Verlängerung sind nur für die gesamte Wahlgrabstätte 
möglich. 

(3) Wahlgrabstätten werden als ein- oder mehrstellige Grabstätte, Urnenwahlgrabstätten 
werden nur einstellig vergeben. In jeder Wahlgrabstelle können zunächst eine Erdbe-
stattung und anschließend zwei Urnenbeisetzungen bzw. vier Urnenbeisetzungen erfol-
gen, in einer Urnenwahlgrabstätte können zwei Urnen beigesetzt werden. 

 Es ist erlaubt, eine mit ihrem Kind zugleich bei der Geburt verstorbene Mutter oder zwei 
gleichzeitig verstorbene Geschwister unter einem Jahr in einem Sarg zu bestatten. 

(4) Auf den Ablauf des Nutzungsrechtes wird der jeweilige Nutzungsberechtigte einen Monat 
vorher schriftlich bzw. drei Monate vorher durch ein Hinweisschild auf dem betreffenden 
Grab hingewiesen. 

(5) Während der Nutzungszeit darf eine Bestattung nur stattfinden, wenn die Ruhezeit die 
Nutzungszeit nicht überschreitet oder ein Nutzungsrecht mindestens für die Zeit bis zum 
Ablauf der Ruhezeit wieder erworben worden ist. 

(6) Schon bei der Verleihung des Nutzungsrechtes soll der Erwerber für den Fall seines Ab-
lebens aus dem in Satz 2 genannten Personenkreis seinen Nachfolger im Nutzungsrecht 
bestimmen und ihm das Nutzungsrecht durch schriftlichen Vertrag übertragen. Wird bis 
zu seinem Ableben keine derartige Regelung getroffen, geht das Nutzungsrecht in nach-
stehender Reihenfolge auf die Angehörigen des verstorbenen Nutzungsberechtigten mit 
deren Zustimmung über, 

 a) auf den überlebenden Ehegatten und eingetragenen Lebenspartner, und zwar auch 
dann, wenn Kinder aus einer früheren Ehe vorhanden sind, 

 b) auf die ehelichen, nichtehelichen und Adoptivkinder, 

 c) auf die Stiefkinder, 

 d) auf die Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Väter oder Mütter, 

 e) auf die Eltern, 

 f) auf die vollbürtigen Geschwister, 

 g) auf die Stiefgeschwister, 

 h) auf die nicht unter a) - g) fallenden Erben. 

 Innerhalb der einzelnen Gruppen b) - d) und f) - h) wird der Älteste Nutzungsberechtigter. 
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(7) Der jeweilige Nutzungsberechtigte kann das Nutzungsrecht nur auf eine Person aus 
dem Kreis der in Abs. 6 Satz 2 genannten Personen übertragen; er bedarf hierzu der 
vorherigen Zustimmung der Friedhofsverwaltung. 

(8) Jeder Rechtsnachfolger hat das Nutzungsrecht unverzüglich nach Erwerb auf sich um-
schreiben zu lassen. 

(9) Der jeweilige Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofssatzung und der dazu 
ergangenen Regelungen das Recht, in der Wahlgrabstätte beigesetzt zu werden, bei 
Eintritt eines Bestattungsfalles über andere Bestattungen und über die Art der Gestal-
tung und der Pflege der Grabstätte zu entscheiden. 

(10) Das Nutzungsrecht an unbelegten Grabstätten kann jederzeit, an teilbelegten Grab-
stätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit zurückgegeben werden. Eine Rückgabe 
ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Auf Antrag kann eine Grabstätte auch be-
reits vor Ablauf der Ruhefrist kostenpflichtig zurückgegeben werden.  

(11) Das Ausmauern von Wahlgrabstätten ist nicht zulässig. 

(12) Es werden Gräber mit folgenden Maßen eingerichtet: 

 Wahlgräber  Länge: 2,40 m, Breite: 1,10 m bzw. ein Vielfaches davon 

 Urnenwahlgräber Länge: 1,00 m, Breite: 1,00 m 

 Abweichungen sind nach den jeweiligen örtlichen Verhältnissen auf den Friedhöfen 
zulässig. 

 
§ 16 

Wahlgrabstätten in besonderer Lage 

Für die Wahlgrabstätten in besonderer Lage gelten die Bestimmungen des § 15 Abs. 1 - 12 
entsprechend. 

 

§ 17 

Ehrengrabstätten 

Die Zuerkennung, die Anlage und die Unterhaltung von Ehrengrabstätten (einzeln oder in 
geschlossenen Feldern) obliegen der Gemeinde. 

 

§ 18 

Aschestreufeld 

(1) Die Beisetzung der Asche von Verstorbenen durch Verstreuen ist auf einem von der 
Gemeinde festgelegten Bereich des Friedhofes in Hau (Aschestreufeld) möglich. Es 
wird kein Nutzungsrecht erworben. 

(2) Beisetzungen auf dem Aschestreufeld sind eine Sonderform der Urnenbeisetzung. 

(3) Das Verstreuen der Totenasche auf dem Aschestreufeld kann nur zugelassen werden, 
wenn dies vom Verstorbenen zu Lebzeiten schriftlich verfügt wurde und dies der Fried-
hofsverwaltung nachgewiesen wird. 

(4) Auf Wunsch kann die Beisetzung durch Verstreuen im Beisein der Angehörigen oder 
anonym erfolgen. Das Verstreuen wird durch die Friedhofsverwaltung durchgeführt.  

(5) Auf dem Aschestreufeld ist nicht gekennzeichnet, wer beigesetzt worden ist. Grabmale 
und bauliche Anlagen sind nicht zugelassen. 
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(6) Rechte und die Pflicht zur Gestaltung und Pflege des Grabfeldes obliegen der Gemein-
de. 

(7) Das Betreten des Aschestreufeldes ist Friedhofsbesuchern nicht gestattet. 

 

§ 19 

Nutzungsrechte 

(1) Durch den Erwerb von Wahl- und Reihengräbern wird nur ein Nutzungsrecht nach Maß-
gabe dieser Friedhofssatzung, nicht aber ein Eigentums- oder sonstiges dingliches 
Recht begründet. 

(2) Das Nutzungsrecht wird durch Zahlung der Friedhofsgebühren erworben und kann auf 
den Rechtsnachfolger übergehen. Der Nutzungsberechtigte hat die Friedhofsverwaltung 
der Gemeinde Bedburg-Hau über jeden Wohnungswechsel umgehend zu informieren. 

(3) Das Nutzungsrecht umfasst das Recht, über die Gestaltung und Pflege der Grabstätten 
im Rahmen der Gestaltungsvorschriften der Friedhofssatzung zu entscheiden sowie auf 
einer zur Belegung freien Grabstelle selbst beigesetzt zu werden und über die Beiset-
zung anderer Personen zu bestimmen, sofern die Voraussetzungen des § 2 Abs. 2 er-
füllt sind. Es begründet die Verpflichtung zur Anlage sowie zur dauernden Unterhaltung 
und Pflege der Grabstätte. 

 

V. Gestaltung der Grabstätten 

§ 20 

Allgemeine Gestaltungsvorschriften 

Jede Grabstätte ist so zu gestalten und so an die Umgebung anzupassen, dass der Fried-
hofszweck und der Zweck dieser Satzung sowie die Würde des Friedhofes in seinen einzel-
nen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

 

VI. Grabmale und bauliche Anlagen 

§ 21 

Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Grabmale und baulichen Anlagen unterliegen unbeschadet der Bestimmungen des 
§ 22 in ihrer Gestaltung, Bearbeitung und Anpassung an die Umgebung keinen zusätzli-
chen Anforderungen.  

(2) Die Friedhofsverwaltung kann weitergehende Anforderungen verlangen, wenn dies aus 
Gründen der Standsicherheit erforderlich ist. 

(3) Auf den Rasenreihengrabstätten für Erd- und Urnenbestattungen sind nur liegende 
Grabmale aus Naturstein (Hartstein) mit ebener Oberfläche zulässig und vorgeschrie-
ben. Die Grabmale sind bündig mit der Bodenfläche nach Maßgabe der Gemeinde zu 
verlegen. Schriften sind ausschließlich vertieft oder vertieft erhaben zulässig. Die Min-
deststärke der Grabmale beträgt 8 cm, die Größe der Grabmale für Rasenreihengrab-
stätten für Erdbestattungen beträgt 0,60 m Breite und 0,40 m Länge, die Größe für Ra-
senreihengrabstätten für Urnenbeisetzungen 0,40 m Breite und 0,40 m Länge. 

(4) Firmenbezeichnungen dürfen nur in unauffälliger Weise möglichst seitlich an den Grab-
malen angebracht werden. 

 



6-8 

12 

§ 22 

Fundamentierung und Befestigung 

(1) Die Grabmale sind ihrer Größe entsprechend nach den allgemein anerkannten Regeln 
des Handwerks (Richtlinien des Bundesinnungsverbands des Deutschen Steinmetz-, 
Stein und Holzbildhauerhandwerks für das Fundamentieren und Versetzen von Grab-
denkmälern in der jeweils geltenden Fassung) und unter Berücksichtigung der „Techni-
schen Anleitung zur Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal)“ so zu funda-
mentieren und zu befestigen, dass sie dauernd standsicher sind und auch beim Öffnen 
benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich senken können. Dies gilt für sonstige 
bauliche Anlagen entsprechend. 

(2) Die Steinstärke muss die Standfestigkeit der Grabmale gewährleisten. Die Mindeststär-
ke der Grabmale beträgt 12 cm. 

 

§ 23 

Unterhaltung 

(1) Die Grabmale und die sonstigen baulichen Anlagen sind dauernd in würdigem und ver-
kehrssicherem Zustand zu halten. Verantwortlich ist der jeweilige Nutzungsberechtigte 
der Grabstätten. 

(2) Erscheint die Standsicherheit von Grabmalen, sonstigen baulichen Anlagen oder Teilen 
davon gefährdet, sind die für die Unterhaltung Verantwortlichen verpflichtet, unverzüg-
lich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann die Friedhofsverwaltung auf Kos-
ten des Verantwortlichen Sicherungsmaßnahmen (z.B. Umlegung von Grabmalen) tref-
fen. Wird der ordnungswidrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-
verwaltung nicht innerhalb einer festzusetzenden angemessenen Frist beseitigt, ist die 
Friedhofsverwaltung berechtigt, das Grabmal oder Teile davon auf Kosten des Verant-
wortlichen zu entfernen. Die Gemeinde Bedburg-Hau ist verpflichtet, diese Gegenstände 
drei Monate aufzubewahren. Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder ohne besonde-
ren Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforderung eine öffentliche Bekanntma-
chung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte, das für die Dauer von einem Monat 
aufgestellt wird. 

(3) Die Verantwortlichen sind für jeden Schaden haftbar, der durch das Umstürzen von 
Grabmalen oder Grabmalteilen verursacht wird. 

(4) Künstlerisch oder historisch wertvolle Grabmale und bauliche Anlagen oder solche, die 
als besondere Eigenart eines Friedhofes erhalten bleiben sollen, werden in der Fried-
hofskartei vermerkt. Die Friedhofsverwaltung kann die Zustimmung zur Änderung derar-
tiger Grabmale und baulichen Anlagen versagen. Insoweit sind die zuständigen Denk-
malschutz- und Denkmalpflegebehörden nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-
gen zu beteiligen. 

 

§ 24 

Entfernung 

Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten oder nach Ablauf der Nutzungszeit bei 
Wahlgrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale und sonstige bauliche Anlagen vom Nutzungsberechtigten zu entfernen. Ge-
schieht dies nicht binnen drei Monaten, so ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grab-
stätte abräumen zu lassen. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, das Grabmal oder 
sonstige bauliche Anlagen zu verwahren. Sofern Grabstätten von der Friedhofsverwaltung 
abgeräumt werden, hat der jeweilige Nutzungsberechtigte die Kosten zu tragen. 
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VII. Herrichtung und Pflege der Grabstätten 

§ 25 

Herrichtung und Unterhaltung 

(1) Alle Grabstätten müssen im Rahmen der Vorschriften des § 20 hergerichtet und dau-
ernd verkehrssicher in Stand gehalten werden. Dies gilt entsprechend für den Grab-
schmuck. Verwelkte Blumen und Kränze sind unverzüglich von den Grabstätten zu ent-
fernen. 

(2) Die Gestaltung der Gräber ist dem Gesamtcharakter des Friedhofes, dem besonderen 
Charakter des Friedhofsteiles und der unmittelbaren Umgebung anzupassen. Die Grab-
stätten dürfen nur mit Pflanzen bepflanzt werden, die andere Grabstätten und die öffent-
lichen Anlagen und Wege nicht beeinträchtigen (siehe auch § 26 Abs. 2). 

(3) Für die Herrichtung und die Instandhaltung ist der Nutzungsberechtigte verantwortlich. 
Die Verpflichtung erlischt mit dem Ablauf der Ruhezeit oder des Nutzungsrechts. 

(4) Die für die Grabstätten Verantwortlichen können die Grabstätten selbst anlegen und 
pflegen oder damit einen Friedhofsgärtner beauftragen. 

(5) Grabstätten müssen innerhalb von 3 Monaten nach dem Erwerb des Nutzungsrechtes 
hergerichtet werden. 

(5a) Es ist ganzjährig nicht gestattet, auf Rasenreihengrabstätten bzw. dem Rasen Grab-
schmuck, Blumen, Kerzen oder Ähnliches zu hinterlassen. Sollten sich Gegenstände auf 
den genannten Flächen befinden, darf die Friedhofsverwaltung diese sicherstellen. 

(5b) Für die Herrichtung und Unterhaltung der Urnengemeinschaftsgrabstätte ist eine Fried-
hofsgärtnerei bzw. ein Steinmetzbetrieb verantwortlich. Pflegemaßnahmen und Pflan-
zungen, die nicht mit der Gemeinde und der Friedhofsgärtnerei abgesprochen sind, sind 
nicht zulässig. Es ist untersagt, eigene Grabmale auf der Urnengemeinschaftsgrabstätte 
zu errichten. Die Ablage von Gestecken, Kerzen u.ä. ist auf der Grabstätte nur an den 
dafür vorgesehenen Flächen gestattet. 

(6) Die Herrichtung, Unterhaltung und Veränderung der gärtnerischen Anlagen außerhalb 
der Grabstätten obliegt ausschließlich der Friedhofsverwaltung. 

(7) Die Verwendung von Pflanzenschutz- und Unkrautbekämpfungsmitteln bei der Grab-
pflege ist nicht gestattet. 

(8) Kunststoffe und sonstige nicht verrottbare Werkstoffe dürfen in sämtlichen Produkten 
der Trauerfloristik, insbesondere in Kränzen, Trauergestecken, im Grabschmuck und bei 
Grabeinfassungen sowie bei Pflanzenzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, 
nicht verwandt werden. Ausgenommen sind Grabvasen, Markierungszeichen und Gieß-
kannen. 

 
§ 26 

Gestaltungsvorschriften 

(1) Die Grabstätten sollen möglichst in ihrer gesamten Fläche bepflanzt werden. 

(2) Unzulässig ist 

 a) das Pflanzen von Bäumen oder großwüchsigen Sträuchern, 
 b) das Einfassen der Grabstätte mit Hecken über 30 cm Höhe, Steinen, Metall, Glas 

oder Ähnlichem, 
 c) das Errichten von Rankgerüsten, Gittern oder Pergolen, 
 d) das Aufstellen einer Bank oder sonstigen Sitzgelegenheit. 
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(3) Auf diversen Friedhofsfeldern werden die Gräber gemeindlicherseits mit Natursteinrand-
steinen bzw. Natursteinplattenbändern eingefasst. 

 

§ 27 

Vernachlässigung der Grabpflege 

(1) Wird eine Grabstätte nicht ordnungsgemäß hergerichtet oder gepflegt, hat der Verant-
wortliche (§ 25 Abs. 3 i.V.m. § 19 Abs. 2) nach schriftlicher Aufforderung der Friedhofs-
verwaltung die Grabstätte innerhalb einer angemessenen Frist in Ordnung zu bringen. 
Kommt der Nutzungsberechtigte seiner Verpflichtung nicht nach, kann die Friedhofs-
verwaltung in diesem Fall die Grabstätte auf seine Kosten in Ordnung bringen lassen 
oder das Nutzungsrecht entziehen. Die Kosten, welche durch die Entziehung des Gra-
bes vor Ablauf der Ruhezeit entstehen, sind vom Nutzungsberechtigten zu tragen. In 
dem Entziehungsbescheid wird der Nutzungsberechtigte aufgefordert, das Grabmalund 
die sonstigen baulichen Anlagen innerhalb von drei Monaten seit Unanfechtbarkeit des 
Entziehungsbescheides zu entfernen. 

(2) Ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermitteln, 
wird der unbekannte Verantwortliche durch ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufge-
fordert, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. Bleibt der Hinweis 
drei Monate unbeachtet, kann die Friedhofsverwaltung 

 a) die Grabstätte abräumen, einebnen und einsäen und 

 b) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen beseitigen lassen. 

(3) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. Wird die Auffor-
derung nicht befolgt oder ist der Verantwortliche nicht bekannt oder nicht ohne besonde-
ren Aufwand zu ermitteln, kann die Friedhofsverwaltung den Grabschmuck entfernen. 

 

VIII. Leichenhallen und Trauerfeiern 

§ 28 

Benutzung der Leichenhalle 

(1) Die Leichenhallen dienen der Aufnahme der Leichen und Aschen bis zur Beisetzung. 
Sie dürfen nur mit Erlaubnis der Friedhofsverwaltung betreten werden. 

(2) Sofern keine gesundheitsaufsichtlichen oder sonstigen Bedenken bestehen, können die 
Angehörigen die Verstorbenen während der festgesetzten Zeiten sehen. Die Särge sind 
spätestens eine halbe Stunde vor Beginn der Trauerfeier oder der Beisetzung endgültig 
zu schließen. 

(3) Die Särge der an meldepflichtigen übertragbaren Krankheiten Verstorbener sollen in 
einem besonderen Raum der Leichenhalle aufgestellt werden. Der Zutritt zu diesen 
Räumen und die Besichtigung der Leichen bedürfen zusätzlich der vorherigen Zustim-
mung des Amtsarztes. 

(4) Die Ausschmückung der Leichenhallen obliegt den Angehörigen der Verstorbenen. 

 

§ 29 

Trauerfeier 

(1) Die Trauerfeiern können in einem dafür bestimmten Raum (Leichenhalle), am Grab oder 
an einer anderen im Freien vorgesehenen Stelle abgehalten werden. 



6-8 

15 

(2) Die Benutzung der Leichenhalle kann untersagt werden, wenn der Verstorbene an einer 
meldepflichtigen übertragbaren Krankheit gelitten hat oder Bedenken wegen des Zu-
standes der Leiche bestehen. 

(3) Jede Musik- und jede Gesangsdarbietung auf dem Friedhof bedarf der vorherigen An-
meldung bei der Friedhofsverwaltung. 

 

IX. Schlussvorschriften 

§ 30 

Alte Rechte 

(1) Bei Grabstätten, über welche die Friedhofsverwaltung bei Inkrafttreten dieser Satzung 
bereits verfügt hat, richten sich die Nutzungszeit und die Gestaltung nach den bisheri-
gen Vorschriften. 

(2) Die vor dem Inkrafttreten dieser Satzung entstandenen Nutzungsrechte von unbegrenz-
ter oder unbestimmter Dauer werden auf die Nutzungszeiten nach dieser Satzung seit 
Erwerb begrenzt. Sie enden jedoch nicht vor Ablauf eines Jahres nach Inkrafttreten die-
ser Satzung und der Ruhezeit der zuletzt beigesetzten Leiche oder Asche. 

 

§ 31 

Haftung 

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch nicht satzungsgemäße Nutzung der 
Friedhöfe, ihrer Anlagen oder ihrer Einrichtungen durch dritte Personen oder durch Tiere 
entstehen. Ihr obliegen keine besonderen Obhuts- und Überwachungspflichten. Im Übrigen 
haftet die Gemeinde nur bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Vorschriften über Amts-
haftung bleiben unberührt. 

 

§ 32 

Gebühren 

Für die Benutzung der von der Gemeinde verwalteten Friedhöfe und ihrer Einrichtungen sind 
die Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsgebührensatzung zu entrichten. 

 

§ 33 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am 01.06.2010 in Kraft. Gleichzeitig treten die Friedhofssatzung vom 
24.11.2005 und alle übrigen entgegenstehenden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft. 


